
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Landwirtschaft, Ernährung und Heimat

128. Abgeordneter
Karl Bär
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie erklärt die Bundesregierung die Diskrepanz 
in den Daten zu den Exporten von in der EU-ver-
botenen Pestiziden aus der Anlage zu Frage 10 
ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu diesem Thema 
(Bundestagsdrucksache 21/3270) zu den Daten 
der europäischen Chemikalienbehörde ECHA in 
der jährlichen Berichterstattung über PIC-Ausfuh-
ren und -Einfuhren (https://echa.europa.eu/de/reg
ulations/prior-informed-consent/annual-reporting-
on-pic-exports-and-imports, Tabelle 1, S. 15), 
zum Beispiel beim Export von Atrazin im Jahr 
2024?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher 
vom 2. April 2026

Für das Jahr 2024 wurden dem Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit (BVL) nach § 64 des Pflanzenschutzgesetzes 
keine Ausfuhren von Pflanzenschutzmitteln mit dem Wirkstoff Atrazin 
gemeldet. Die in der Frage angeführten Daten der Europäischen Chemi-
kalienagentur (ECHA) basieren auf den gemäß Artikel 10 der Verord-
nung (EU) Nr. 649/2012 (PIC-Verordnung) gemeldeten Ausfuhren. 
Diese Daten werden vom Bundesamt für Arbeitsschutz und Arbeitsme-
dizin im Rahmen der Exportnotifizierungen nach der PIC-Verordnung 
an die ECHA übermittelt. Gemäß dieser Verordnung wird eine Ausfuhr 
„aus Deutschland” notifiziert, wenn die für die Ausfuhr verantwortliche 
Firma einen Sitz in Deutschland hat. Für Ausfuhrmeldungen nach dem 
Pflanzenschutzgesetz ist dagegen nur die physische Präsenz der Ware in 
Deutschland vor der Ausfuhr maßgeblich. Die unterschiedlichen Be-
zugsgrößen können daher zu Abweichungen zwischen den Datensätzen 
führen.

129. Abgeordneter
Andreas Bleck
(AfD)

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
zu möglichen Auswirkungen der aktuellen geopo-
litischen Spannungen im Nahen Osten auf die 
Produktionskapazitäten der Düngemittelindustrie 
sowie auf die Versorgung mit Düngemitteln in 
Deutschland vor (www.agrarheute.com/markt/due
ngemittel/duengerpreise-steigen-rekordtempo-lan
dwirte-duengerpreisen-total-geschockt-639487)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Martina 
Englhardt-Kopf 
vom 2. April 2026

Der Konflikt am Persischen Golf, die faktische Sperrung der Straße von 
Hormus und die in Folge stark gestiegenen Energiepreise wirken sich 
mittelbar auch auf den deutschen Düngemittelmarkt aus. Seit Beginn des 
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Iran-Krieges sind die Tagespreise für neue Düngerbestellungen stark ge-
stiegen.
Nach Auskunft des Handels sind die Auswirkungen auf die aktuelle 
Düngesaison vorerst jedoch gering, denn die landwirtschaftlichen Be-
triebe haben etwa 60 bis 80 Prozent ihres saisonalen Bedarfs an Stick-
stoffdünger bereits eingekauft.
Aufgrund des Anstieges der Tagespreise sind die landwirtschaftlichen 
Betriebe bei neuen Düngemittelkäufen aktuell zurückhaltend. Dies 
könnte sich gegebenenfalls auf die dritte Düngergabe (Qualitätsgabe) 
und damit die Qualität der diesjährigen Getreideernte auswirken. Die 
weiteren Entwicklungen auf dem Düngemittelmarkt, wie auch die mög-
lichen Auswirkungen auf die kommende Anbausaison, hängen von der 
Dauer des Konfliktes ab.
Auf die Produktionskapazitäten der Düngemittelindustrie haben die Ent-
wicklungen bisher ebenfalls kaum Auswirkungen. Die Versorgung mit 
Erdgas als Hauptrohstoff für die Stickstoffdüngerproduktion ist nach 
Herstellerangaben derzeit gesichert.
Die Bundesregierung beobachtet die Entwicklungen auf den nationalen 
und internationalen Düngemittelmärkten sehr genau.

130. Abgeordneter
Timon Dzienus
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wann wird die Bundesregierung die im Koali-
tionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD auf 
Seite 39 in Zeile 1264 f. angekündigte Stichtags-
verlängerung der tariflichen Zusatzrente für Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Land-
wirtschaft beschließen, und zu welchem Zeitpunkt 
wird nach Einschätzung der Bundesregierung auf 
Grundlage dieses Beschlusses die tarifliche Zu-
satzrente für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in der Landwirtschaft wieder eingeführt 
werden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Martina 
Englhardt-Kopf 
vom 31. März 2026

Mit dem im Koalitionsvertrag in Zeile 1264 vereinbarten Vorhaben „Wir 
sorgen für eine Stichtagsverlängerung der Tariflichen Zusatzrente für 
Arbeitskräfte in der Landwirtschaft um zehn Jahre“ soll das Zustande-
kommen einer neuen tarifvertraglichen Zusatzversorgung für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft unterstützt 
werden.
Die bisherige Zusatzversorgung aus tarifvertraglichen Beihilfen des Zu-
satzversorgungswerks für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der 
Land- und Forstwirtschaft (ZLF) und ergänzenden Ausgleichsleistungen 
der aus Mitteln des Bundeshaushalts finanzierten Zusatzversorgungskas-
se für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirt-
schaft (ZLA) läuft aus. Die Tarifvertragsparteien haben zwischenzeitlich 
einen neuen Tarifvertrag ausgehandelt. Die im Koalitionsvertrag verein-
barte Unterstützung soll durch eine Verschiebung des gesetzlichen Stich-
tags für den Zugang zu Leistungen der ZLA um zehn Jahre erfolgen. 
Hierdurch würden ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die 
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